
Tenor 

Unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens ist Art. 15 Abs. 
2 der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 
2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsange­
hörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist, 
dahin auszulegen, dass ein nach den Kriterien des Kapitels III dieser 
Verordnung nicht für die Prüfung eines Asylantrags zuständiger Mit­
gliedstaat zuständig wird. Der zum zuständigen Mitgliedstaat im 
Sinne der Verordnung gewordene Mitgliedstaat hat die mit dieser 
Zuständigkeit einhergehenden Verpflichtungen zu übernehmen. Er un­
terrichtet den zuvor zuständigen Mitgliedstaat. Diese Auslegung von 
Art. 15 Abs. 2 gilt auch dann, wenn der Mitgliedstaat, der aufgrund 
der Kriterien des Kapitels III der Verordnung zuständig war, kein 
entsprechendes Ersuchen nach Art. 15 Abs. 1 Satz 2 gestellt hat. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.9.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 8. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Hamburgischen 
Oberverwaltungsgerichts — Deutschland) — Atilla 

Gülbahce/Freie und Hansestadt Hamburg 

(Rechtssache C-268/11) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Assoziierungsabkommen 
EWG-Türkei — Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrats — 
Art. 6 Abs. 1 erster Gedankenstrich — Rechte der türkischen 
Arbeitnehmer, die dem regulären Arbeitsmarkt angehören — 

Rückwirkende Rücknahme eines Aufenthaltstitels) 

(2013/C 9/24) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Hamburgisches Oberverwaltungsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Atilla Gülbahce 

Beklagte: Freie und Hansestadt Hamburg 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hamburgisches Oberverwal­
tungsgericht — Auslegung von Art. 10 Abs. 1 und Art. 13 
des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates vom 19. Sep­
tember 1980 über die Entwicklung der Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei — 
Erteilung einer befristeten Aufenthaltserlaubnis und einer unbe­
fristeten Arbeitserlaubnis an einen mit einer Staatsangehörigen 
des Aufnahmemitgliedstaats verheirateten türkischen Arbeitneh­
mer — Rückwirkende Rücknahme der Entscheidungen über die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis wegen der den zuständi­
gen Behörden nicht mitgeteilten Trennung von seiner Ehefrau 
— Voraussetzungen für eine Stützung des Aufenthaltsrechts auf 
Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 unter Berücksichtigung 
der unbefristeten Arbeitserlaubnis 

Tenor 

Art. 6 Abs. 1 erster Gedankenstrich des Beschlusses Nr. 1/80 des 
Assoziationsrats vom 19. September 1980 über die Entwicklung der 
Assoziation, die durch das Abkommen zur Gründung einer Assozia­
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tür­
kei errichtet wurde, das von der Republik Türkei einerseits und den 
Mitgliedstaaten der EWG und der Gemeinschaft andererseits am 12. 
September 1963 in Ankara unterzeichnet und durch den Beschluss 
64/732/EWG des Rates vom 23. Dezember 1963 im Namen der 
Gemeinschaft geschlossen, gebilligt und bestätigt wurde, ist dahin aus­
zulegen, dass er die zuständigen nationalen Behörden daran hindert, 
den Aufenthaltstitel eines türkischen Arbeitnehmers rückwirkend auf 
den Zeitpunkt, zu dem der Grund weggefallen war, von dem das 
nationale Recht die Erteilung dieses Titels abhängig machte, zurück­
zunehmen, wenn der Arbeitnehmer keine Täuschung begangen hat und 
die Rücknahme nach Ablauf des in Art. 6 Abs. 1 erster Gedanken­
strich genannten Zeitraums von einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäf­
tigung erfolgt. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.9.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 8. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Symvoulio tis 
Epikrateias — Griechenland) — Techniko Epimelitirio 
Elladas (TEE) u. a./Ypourgos Esoterikon, Dimosias 
Dioikisis kai Apokentrosis, Ypourgos Metaforon kai 
Epikoinonion kai, Ypourgos Oikonomias kai Oikonomikon 

(Rechtssache C-271/11) ( 1 ) 

(Luftverkehr — Verordnung (EG) Nr. 2042/2003 — Tech­
nische Anforderungen und Verwaltungsverfahren für die Zi­
villuftfahrt — Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von 
Luftfahrzeugen — Genehmigung für Mitglieder des Personals, 
das Prüftätigkeiten ausführt — Erforderliche Qualifikationen) 

(2013/C 9/25) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Symvoulio tis Epikrateias 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Techniko Epimelitirio Elladas (TEE), Syllogos Ellinon 
Diplomatouchon aeronafpigon michanikon (SEA), Alexandros 
Tsiapas, Antonios Oikonomopoulos, Apostolos Batategas, Vasi­
leios Kouloukis, Georgios Oikonomopoulos, Hlias Hliadis, Ion­
nis Tertigkas, Panellinios Syllogos Aerolimenikon Ypiresias Po­
litikis Aeroporias, Eleni Theodoridou, Ioannis Karnesiotis, Ale­
xandra Efthimiou, Eleni Saatsaki 

Beklagte: Ypourgos Esoterikon, Dimosias Dioikisis kai Apoken­
trosis, Ypourgos Metaforon kai Epikoinonion kai, Ypourgos Oi­
konomias kai Oikonomikon
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Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Symvoulio tis Epikrateias — 
Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 2042/2003 vom 20. No­
vember 2003 der Kommission über die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Er­
zeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die Erteilung von 
Genehmigungen für Organisationen und Personen, die diese 
Tätigkeiten ausführen (ABl. L 315, S. 1) — Vereinbarkeit einer 
nationalen Regelung, die die Aufgabe der Prüfung von Luftfahr­
zeugen in vier verschiedene Kategorien von Prüfern einteilt 
(Lufttüchtigkeitsprüfer, Flugbetriebsprüfer, Kabinensicherheits­
prüfer, Abschluss- und Lizenzprüfer) 

Tenor 

1. Art. 2 und die Vorschrift M.B.902 des Anhangs I der Verord­
nung (EG) Nr. 2042/2003 der Kommission vom 20. November 
2003 über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahr­
zeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüs­
tungen und die Erteilung von Genehmigungen für Organisationen 
und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen, sind dahin aus­
zulegen, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, beim 
Erlass ergänzender Maßnahmen zur Durchführung dieser Verord­
nung die Tätigkeiten der Prüfung der Lufttüchtigkeit von Luftfahr­
zeugen innerhalb der in der Vorschrift M.B.902 vorgesehenen 
zuständigen Behörde auf mehrere spezialisierte Kategorien von 
Prüfern zu verteilen. 

2. Die Vorschrift M.B.902 Buchst. b Nr. 1 des Anhangs I der 
Verordnung Nr. 2042/2003 ist dahin auszulegen, dass jede Per­
son, die mit der Lufttüchtigkeitsprüfung — unter welchem Aspekt 
auch immer — von Luftfahrzeugen betraut ist, über eine fünf­
jährige Erfahrung verfügen muss, die sämtliche Aspekte der Auf­
rechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs abdeckt und 
nur diese. 

3. Die Vorschrift M.B.902 Buchst. b Nr. 1 des Anhangs I der 
Verordnung Nr. 2042/2003 ist dahin auszulegen, dass die Mit­
gliedstaaten bestimmen können, unter welchen Bedingungen die 
mindestens fünfjährige Erfahrung im Bereich Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit erworben wird, über die das mit der Lufttüchtig­
keitsprüfung von Luftfahrzeugen betraute Personal verfügen muss. 
Insbesondere können sie entscheiden, die Erfahrung zu berücksich­
tigen, die im Rahmen einer Beschäftigung in einem Instandhal­
tungsbetrieb für Luftfahrzeuge, im Rahmen eines Praktikums in 
einem beruflichen Umfeld während des Studiums der Luftfahrt­
technik oder auch durch die frühere Wahrnehmung von Aufgaben 
eines Lufttüchtigkeitsprüfers erworben wurde. 

4. Die Vorschrift M.B.902 Buchst. b des Anhangs I der Verordnung 
Nr. 2042/2003 ist dahin auszulegen, dass sie nicht zwischen den 
Inhabern einer Lizenz für die Instandhaltung von Luftfahrzeugen 
im Sinne des Anhangs III („Teil-66“) dieser Verordnung und den 
Inhabern eines Hochschulabschlusses unterscheidet. 

5. Die Vorschrift M.B.902 Buchst. b des Anhangs I der Verordnung 
Nr. 2042/2003 ist dahin auszulegen, dass nur Personen als 
Lufttüchtigkeitsprüfer von Luftfahrzeugen tätig sein können, die 
zuvor alle nach dieser Vorschrift erforderlichen Aus- und Fortbil­
dungen absolviert haben und deren Kenntnisse und Fähigkeiten 
nach Abschluss dieser Schulungsprogramme bewertet wurden. 

6. Die Vorschrift M.B.902 Buchst. b Nr. 4 des Anhangs I der 
Verordnung Nr. 2042/2003 ist dahin auszulegen, dass nur die 
Personen als Lufttüchtigkeitsprüfer von Luftfahrzeugen tätig sein 
dürfen, die zuvor eine Position mit entsprechenden Verantwortlich­
keiten bekleidet haben, die sowohl ihre Fähigkeit belegt, die er­
forderlichen technischen Kontrollen durchzuführen, als auch die 
Fähigkeit, zu beurteilen, ob die Ergebnisse dieser Kontrollen es 
erlauben, die Dokumente auszustellen, die die Lufttüchtigkeit des 
geprüften Luftfahrzeugs bescheinigen. 

7. Die Verordnung Nr. 2042/2003 ist dahin auszulegen, dass die 
Behörden der Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, vorzusehen, 
dass die Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung die Tätigkeit eines Lufttüchtigkeitsprüfers von Luft­
fahrzeugen ausübten, diese automatisch und ohne Auswahlverfah­
ren weiter ausüben. 

( 1 ) ABl. C 232 vom 6.8.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 8. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Staatssecretaris van 

Financiën/Gemeente Vlaardingen 

(Rechtssache C-299/11) ( 1 ) 

(Steuer — Mehrwertsteuer — Steuerbare Umsätze — Zuord­
nung „im Rahmen des Unternehmens“ erhaltener Gegen­
stände für Zwecke dieses Unternehmens — Gleichstellung 
mit einer Lieferung gegen Entgelt — Im Eigentum des Steuer­
pflichtigen stehende und von einem Dritten umgebaute Plätze) 

(2013/C 9/26) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staatssecretaris van Financiën 

Beklagte: Gemeente Vlaardingen 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung von Art. 5 Abs. 5 und 7 Buchst. a und Art. 11 Teil 
A Abs. 1 Buchst. b der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Ge­
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Steuerbare Umsätze 
— Zuordnung eines Gegenstands für Zwecke des Unterneh­
mens — Zuordnung eines im Eigentum der Gesellschaft stehen­
den Grundstücks, das in deren Auftrag durch einen Dritten 
gegen Entgelt bearbeitet wurde, zu den steuerfreien Tätigkeiten 
des Unternehmens
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